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Warum den Hof abgeben?
Arbeitskreis zur Abschaffung der Hofabgabeklausel informierte in Herford

Nicht nur, wenn es um die aktuelle Agrar- 
und Marktpolitik in der Landwirtschaft 
geht, sind Bäuerinnen und Bauern hell-
wach. Auch das Thema Agrarsozialpolitik 
ist und bleibt ein heiß diskutierter „Dauer-
brenner“ auf unseren Höfen. Doch was eini-
ge Bäuerinnen und Bauern seit geraumer 
Zeit aufregt, sind nicht die zu bezahlenden 
Beiträge in Kranken- und Alterskasse oder 
für die Berufsgenossenschaft, sondern 
das, was am Ende des harten Arbeitslebens 
herauskommt. 

Stein des Anstoßes: die so genannte Hofab-
gabeklausel, nach der nach dem Gesetz zur 
Alterssicherung der Landwirte aus dem Jah-
re 1957 nur derjenige die Bauernrente be-
ziehen kann, wer seinen Hof mehr oder we-
niger komplett übergibt. Diese Klausel ist 
mittlerweile einer Vielzahl von Landwirten 
ein Dorn im Auge. 

„Nicht mehr zeitgemäß und zutiefst unge-
recht“, meinen nicht nur zahlreiche Bäue-
rinnen und Bauern in Ostwestfalen, die vor 
gut einem Jahr den „Arbeitskreis für die Ab-
schaffung der Hofabgabeklausel“ gegrün-
det hatten. Dieser Arbeitskreis lud am ver-
gangenen Freitag nach Herford ein, um eine 
Zwischenbilanz seiner intensiven und be-
harrlichen Tätigkeit zu ziehen. Und nicht nur 
Westfalen waren der Einladung gefolgt, 
auch einige Rheinländer hatten den weiten 
Weg in den Norden Nordrhein-Westfalens 
nicht gescheut. 

„Von Herford muss ein Aufbruch durch das 
ganze Land gehen“, sagte Heinrich Eick-
meyer. Der 66-jährige Landwirt aus Leo-
poldshöhe hatte zusammen mit dem Kreis-
landwirt Werner Seegers, seinem Berufskol-
legen Dietrich Hugenberg und Martin Prött 
sowie der Landfrau Marlene Ortmann den 
Arbeitskreis aus der Taufe gehoben. Seit-
dem sind die Aktivisten intensiv tätig gewe-
sen. Zahlreiche Gespräche mit Bundestags-
abgeordneten, vielbeachtete Presseartikel 
aber auch intensive Gespräche mit dem 
Bauernverband sind inzwischen nach den 
Worten Eickmeyers geführt worden. Darü-
ber hinaus liegen nicht nur dem Deutschen 
Bundestag, sondern auch dem nordrhein-
westfälischen Landtag zahlreiche Petitio-
nen zum Thema Hofabgabeklausel vor. 

Juristische Schritte eingeleitet

Doch der Arbeitskreis beackert nicht nur 
das „politische Feld“, wie Kreislandwirt 
Seegers betonte, sondern hat mittlerweile 
auch juristische Schritte eingeleitet. So ha-
ben einige betroffene Landwirte über die 
Anwaltskanzlei Meisterernst aus Münster 
Klage beim Sozialgericht eingereicht. 
Rechtsanwalt Wilhelm Achelpöhler, der ei-
nen Überblick über den juristischen Zwi-
schenstand gab, sieht durchaus sehr gute 
Chancen, auf dem Klageweg zum Erfolg zu 
kommen. „Die Klausel ist ungerecht und 
diskriminiert insbesondere auch die Bäue-

rinnen“, so der Anwalt. Vor diesem Hinter-
grund hätte notfalls eine Klage vor dem 
Europäischen Gerichtshof sehr gute Chan-
cen. 

Politische Unterstützung erhalten die Bau-
ern – wie die LZ mehrfach berichtete – von 
der grünen Bundestagsabgeordneten Cor-
nelia Behm, die zusammen mit anderen 
Parlamentariern an der Versammlung in 
Herford teilnahm. „Wir treten seit langem 
dafür ein, die antiquiert und ungerechte  
Hofabgabeklausel endlich abzuschaffen“, 
sagte Behm. Es könne angesichts vom de-
mographischen Wandel, Höfesterben und 
vielfach fehlenden Hofnachfolgern nicht 
mehr richtig sein, Landwirte beim Eintritt in 
das Rentenalter zur Aufgabe der Erwerbstä-
tigkeit auf dem eigenen Hof zu drängen, so 
die Abgeordnete. Sie bedauerte, dass ein 
Antrag ihrer Bundestagsfraktion mit den 

Stimmen von CDU/CSU und FDP Mitte ver-
gangenen Jahres abgelehnt worden sei. 
SPD und Linke hätten sich seinerzeit ent-
halten. In Herford machte sich Behms Bun-
destagskollege von der SPD, Stefan 
Schwartzer, ebenfalls stark für die Abschaf-
fung der Hofabgabeklausel. Und das FPD-
Kreisvorstandsmitglied Siegfried Mühlen-
weg sprach sich dafür aus, dass aus dem 
Jahre 1957 stammende Gesetz einer deutli-

Sie streiten seit geraumer Zeit für die Abschaffung 
der Hofabgabeklausel (v.l.n.r.): Landwirt Heinrich 
Eickmeyer, Anwalt Wilhelm Achelpöhler, Landfrau 
Marlene Orthmann, Kreislandwirt Werner Seegers, 
die Bundestagsabgeordnete Cornelia Behm sowie 
die Landwirte Dietrich Hugenberg und Martin Prött.
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Für eine ehrliche 
Tierschutzdebatte
Bauernverband: landwirtschaftliche Tierhaltung nicht zum Gegenstand 
einer vordergründigen und populistischen Tierschutzdebatte machen 

Der Deutsche Bauern-
verband (DBV) hat sein 
Unbehagen über die 
derzeit laufende Tier-
schutzdebatte bekräf-
tigt. Zwar wolle man 
sich weiterhin kompro-
missbereit und sachver-

ständig in die Diskussion einbringen. Man 
sei jedoch nicht bereit, „das Schicksal der 
deutschen Bauernfamilien, die über die 
Hälfte ihres Einkommens aus der Tierhal-
tung erwirtschaften, einer vordergründigen 
und populistischen Tierschutzdebatte zu 
opfern, ohne Rücksicht auf Praxisbezug so-
wie die Wettbewerbs- und Marktbedingun-
gen inner- und außerhalb der EU“, heißt es 
in einer Erklärung, die das Verbandspräsi-
dium vergangene Woche in Berlin beschlos-
sen hat. 

Nachhaltiger und ehrlicher Tierschutz sei 
nur dann möglich, wenn auch Verbraucher 
und Handel die Tierschutzmaßnahmen der 
deutschen Landwirte entsprechend hono-
rierten und die Wertschätzung von Lebens-
mitteln in Deutschland verbessert werde. 
Ausdrücklich warnt das DBV-Präsidium vor 
einem Rückfall in überholte und dem Tier-
schutz nicht förderliche Konfrontationen 
vergangener Jahrzehnte. Zumindest indi-
rekt erneuert der Bauernverband seine zu-
letzt geäußerte Kritik an Bundeslandwirt-
schaftsministerin Ilse Aigner sowie an der 
Bundesratsinitiative von Rheinland-Pfalz 

und Nordrhein-Westfalen. Deren Absage 
an die Kleingruppenhaltung von Legehen-
nen wird als unsinnig und unsachlich kriti-
siert. Deutschland sei bisher nicht in der 
Lage gewesen, hohe Tierschutzstandards 
auf europäischer Ebene und in den Inter-
nationalen Handelsabkommen durchzu-
setzen. Nur dort sei es jedoch wirklich er-
folgreich möglich und erforderlich. 

Das DBV-Präsidium erinnert in seiner Er-
klärung an die gemeinsam mit der gesam-
ten Wertschöpfungskette eingegangene 
Verpflichtung, bis 2018 ganz aus der Fer-
kelkastration auszusteigen. Vor diesem 
Hintergrund sei es völlig unverständlich, 
erneut eine für die Ferkel sehr belastende 
Betäubungsstrategie in die Diskussion zu 
bringen, so das Gremium an die Adresse 
der Bundeslandwirtschaftsministerin. Aus-
drücklich betont das DBV-Präsidium den 
Forschungsbedarf in Sachen Tierschutz.

Im Rahmen der nationalen Forschungs-
strategie Bioökonomie habe man bean-
tragt, durch Weiterentwicklung der Züch-
tungs- sowie Haltungsverfahren Eingriffe 
an den Tieren überflüssig zu machen. Ex-
perten seien sich einig, dass dieser Aus-
stieg eine regelrechte forschungspoliti-
sche Kraftanstrengung für die kommenden 
Jahre erfordere. „Deshalb bedarf es jetzt 
keiner Dramatisierung, sondern ganz ge-
zielten Handelns“, stellt das Verbandsprä-
sidium fest.� Q

chen Korrektur zu unterziehen, um zumin-
destens Härtefälle lösen zu können.

Kritik am Bauernverband

Deutliche Kritik, insbesondere von den an-
wesenden Bäuerinnen und Bauern, wurde 
aber am Deutschen Bauernverband (DBV) 
geäußert, dem nach den Worten von Corne-
lia Behm eine Schlüsselrolle bei der Hofab-
gabeklausel zukommt. „Die Mehrheit unter 
den Landwirten will die Abschaffung der  
Hofabgabeklausel“, gab sich Behm über-
zeugt. „Das muss auch der DBV endlich zur 
Kenntnis nehmen“, sagte die Grünen-Politi-
kerin. Wenn der DBV seinen Kurs ändere, 
würde die Regierung ihre bisherige Haltung 
in dieser Frage bestimmt aufgeben. Nicht 
wenige Bäuerinnen und Bauern waren auch 
deshalb über die Haltung des Bauernver-
bandes tief enttäuscht, weil der ihrer An-
sicht nach nur die Umgehung der Hofabga-
beklausel unterstützt. Die häufig auf Rat 
des Verbandes gemachte „Pro Forma“-
Übergabe an Familienangehörige mit 
„Scheinverträgen“ lehnten die Anwesenden  
als „Aufruf zu einer strafbaren Handlung“ 
mit Nachdruck ab.

Es gab aber auch versöhnliche Töne in Rich-
tung Bauernverband. So mahnte der ehe-
malige Vorsitzende des Bundesverbandes 
Deutscher Pflanzenzüchter (BDP), Wilhelm 
Graf von der Schulenburg, „keinen Keil in 
den Berufsstand zu treiben, sondern ge-
meinsam nach Lösungen zu suchen“. Der 
heute 79-jährige Ehrenvorsitzende des BDP 
ist selbst Betroffener der Hofabgabeklau-
sel. Nur weil er Prokura für das familieneige-
ne Unternehmen besitzt, verweigert ihm die 
Alterskasse augenblicklich die Rente. Indi-
rekt sprang sogar Cornelia Behm für den 
Deutschen Bauernverband in die Bresche. 
„Das Kompromisspapier der DBV hatte 
durchaus einige gute Ansätze“, so die Grü-
nen-Abgeordnete. Leider wären diese von 
CDU und FDP nicht aufgegriffen worden.

Neue Motivation

Für den Arbeitskreis war die Veranstaltung 
in Herford nach den Worten von Kreisland-
wirt Werner Seegers neue Motivation, wei-
ter für die Abschaffung der Hofabgabeklau-
sel zu streiten. Vorschläge aus dem Publi-
kum, beispielsweise eine eigene Internet-
seite zum Thema einzurichten oder Aufkle-
ber unter den Landwirten zu verteilen, wer-
de man sorgfältig prüfen. Darüber hinaus 
bleibe es das erklärte Ziel des Arbeitskrei-
ses, zusammen mit der Anwaltskanzlei wei-
ter auf dem juristischen Weg den Erfolg zu 
suchen, so Seegers abschließend. (Lesen 
Sie dazu auch das Editorial auf S. 3)� sts

Absender und Urhe-
ber eines Rundschrei-
bens an „alle Land-
wirte, Schafhalter und 
Tierfreunde“, das of-
fenbar in den letzten 
Tagen an Landwirte 
verschickt wurde, ist 
nicht der Präsident 
des Deutschen Bau-
ernverbandes (DBV), 

Gerd Sonnleitner. Darauf hat der DBV ver-
wiesen, der davon ausgeht, dass selbster-
nannte Tierschützer das „völlig überzoge-

ne Schreiben“ in Umlauf gebracht haben. 
Ehrlicher und ernsthafter Tierschutz gehe 
nur mit den Bauern, bekräftigte Sonnleit-
ner vor dem Hintergrund der tierschutzpo-
litischen Ankündigungen von Bundes-
landwirtschaftsministerin Ilse Aigner und 
Initiativen aus den Bundesländern. Mit 
Nutztieren, die sich nicht wohlfühlten, 
könnten die Bauernfamilien kein nachhal-
tiges Einkommen erzielen. Insofern sei 
das Wohlbefinden der Nutztiere eine ele-
mentare Frage für die Bauern. Das erläute-
re der DBV auch den Tierschutzorganisati-
onen.� Q

DBV warnt vor gefälschtem Rundschreiben

Gerd Sonnleitner


